
 

B E G R Ü N D U N G 
 

zum Bebauungsplan Nr. 9 „Westlich Pechschwarte“ 
- Rosenthal – 

mit Örtlicher Bauvorschrift 
 
 
 
1.0 Notwendigkeit der Planaufstellung 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind insbesondere die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung sowie die Erhaltung, Erneue-
rung, Fort- und Eigenentwicklung vorhandener Ortsteile zu berücksichtigen. Insbesondere sollen 
dabei infrastrukturell gut erschlossene Freiflächen als Bauflächen bereitgestellt werden. 
 
Die Ortschaft Rosenthal liegt süd-westlich von Peine und ist über die B 494 gut erreichbar. Der Ort 
zählt ca. 1.100 Einwohner. 
Diese Vorgaben, wie auch eine erhöhte Nachfrage nach preisgünstigen Grundstücken aus der Ort-
schaft Rosenthal selbst, rechtfertigen die Aufstellung des neuen Bebauungsplanes. In Rosenthal 
standen in den letzten Jahren keine Neubaugebiete zur Verfügung, sodass inzwischen ein besonde-
rer Bedarf innerhalb der Ortschaft erkennbar ist. 

 
 
2.0 Entwicklung des Planes/Rechtslage 

 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 9 „Westlich Pechschwarte“, Rosenthal, bestehen 
bisher keine rechtsverbindlichen Festsetzungen. 
 
Da der Flächennutzungsplan, der sich derzeit in der Aufstellung befindet, für diese gesamte Fläche 
eine Wohnbaufläche ausweist, ist die vorgesehene Nutzung als allgemeines Wohngebiet den Zie-
len des Flächennutzungsplanes angepasst. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittelzentrum u. a. 
die Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten zur Deckung des Wohnraumbe-
darfs aller Bevölkerungsschichten. Die Planung verwirklicht dieses Ziel. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm 1995 für den Großraum Braunschweig wird für den be-
troffenen Bereich ein Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft dargestellt. 
 
Zur Deckung des vorhandenen und künftigen Wohnbedarfs wird die Ausweisung neuen Baulandes 
an den Siedlungsrändern erforderlich. Auch den kleineren Ortschaften sollen Möglichkeiten zur Ei-
genentwicklung und zur Abrundung der Ortslagen gegeben werden. 
 
In Abwägung der in diesem Fall konkurrierenden Ansprüche der Landwirtschaft und der Wohnnut-
zung wird letzterer aus den erläuterten Gründen ein höherer Stellenwert zugemessen. Die Sied-
lungsentwicklung im neuen Flächennutzungsplan sowie der Grunderwerb für das geplante Bauge-
biet ist im Einvernehmen mit der örtlichen Landwirtschaft erfolgt. 
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3.0 Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

 
Die Ortschaft Rosenthal liegt süd-westlich von Peine und ist über die Bundesstraße B 494 erreich-
bar. 
 
Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand der Ortschaft zwischen den nördlich angrenzenden 
Sportplätzen und dem derzeitigen Feldweg „Im Kleinen Feld“ südlich. Im Osten grenzt das Neu-
baugebiet an die bestehende Bebauung von Rosenthal (Wohnhäuser westlich der Straße „Pech-
schwarte“). 
 
Das vorhandene Gelände fällt von Südwest nach Nordost leicht ab. Das Plangebiet und die west-
lich angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen werden zurzeit als Ackerflächen intensiv be-
wirtschaftet. Auch nach der Bebauung des Plangebietes werden die westlich angrenzenden acker-
baulichen Nutzflächen weiterhin intensiv bewirtschaftet. 
 
Entlang der Südseite des Feldweges „Im Kleinen Feld“ befindet sich eine Reihe Laubgehölze, die 
erhalten bleiben sollen. Ein wasserführender, begradigter Graben entlang der Nordgrenze des Plan-
geltungsbereiches wird ebenfalls planungsrechtlich abgesichert. 
 
Zur Beurteilung des Baugrundes wurde von der Stadt Peine an das Umweltbüro Böttrich eine Bau-
grunduntersuchung in Auftrag gegeben. Zur Erkundung der Baugrundverhältnisse im Plangebiet 
wurden 12 Rammkernsondierungen auf einem noch landwirtschaftlich genutzten Areal bis zu einer 
Tiefe von maximal 3,5 Meter unter Geländeoberkante abgeteuft. Basierend darauf wurde seitens 
des Gutachters eine Baugrundbeurteilung vorgenommen. 
 
Folgende wichtige Erkenntnisse wurden dabei gewonnnen: 
 
Der Untergrund des Sondiergebietes besteht aus homogen, miteinander vergleichbaren Boden-
schichten. Die oberen humosen Horizonte weisen bis knapp einen Meter einen Schluffboden auf, 
der z. T. feinsandige Gemengeanteile besitzt. Es handelt sich hierbei vorwiegend um Löß und Löß-
lehm. 
 
Der nachfolgende Untergrund aus dem Erdzeitalter „Mesozoikum“ zeichnet sich durch seine Mer-
gel- und Kalksteinformationen aus. Ein tieferes Abteufen als 3,5 Meter war in folge der überwie-
gend dichten Lagerung nicht möglich. Das dominante Bodenmaterial aus dieser Tiefe ist ebenfalls 
Schluff, der vereinzelt Tonbestandteile erkennen lässt. 
 
Obwohl nur an zwei Sondierstellen Kluft- bzw. Schichtenwasser in einer Tiefe von 2,6 Metern und 
3,2 Metern ermittelt wurde, ist das Auftreten von wasserführenden Klüften auch an anderen Stel-
len grundsätzlich nicht auszuschließen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Bauherren auf Grund-
lage der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Peine ihre Gebäude eigenverantwortlich gegen 
drückendes und nichtdrückendes Wasser sowie gegen Rückstau schützen müssen. 
 
Die Laboruntersuchungen ergaben, dass der Baugrund vornehmlich den mittelleichtplastischen 
Bodengruppen zuzuordnen ist, wobei die Bodenart in die Bodenklasse 4 (mittelschwer lösbare Bo-
denarten) einzustufen sind. 
 
Auf Grund des sehr geringen Durchlässigkeitsbeiwertes (Kf-Wert 10-6) ist die Versickerungsfähigkeit 
des Bodens sehr gering. Das Einrichten von dezentralen Versickerungsanlagen wird nach den bishe-
rigen Erkenntnissen nicht möglich sein. 
 
 

 

  ... 



 - 3 - 

4.0 Planinhalt/Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
4.1 Baugebiet/bauliche Nutzung  

Z
sich Art und Maß der Nutzung an dem angrenzenden Wohngebiet orientieren. 
 
D
dar. Es soll ein Gebiet für eingeschossige Einfamilienwohnhäuser entstehen. Damit wird der großen 
Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime Rechnung getragen. Aus städtebaulichen Grün-
den soll in dem neuen Wohngebiet Wohnbebauung konzentriert werden. Nutzungen, die das Ru-
hebedürfnis stören könnten, werden ausgeschlossen. 
 
D

iel des Bebauungsplanes ist es, in einem verträglichen Maß Wohnbauflächen auszuweisen. Wobei 

as neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Osten vorhandenen Allgemeinen Wohngebietes 

ie wesentlichen Versorgungseinrichtungen, wie Läden zur Deckung des täglichen Bedarfs, Anla-
-
r 

 

 

e den Bedürfnissen der Bevölkerung hier im stadt-
 

eiterhin tragen die bereits beschriebenen Festsetzungen sowie die Begrenzung der GRZ auf 0,3 

 
.2 Verkehrsflächen

gen für soziale, kirchliche und kulturelle Zwecke, sind im Siedlungszentrum vorhanden. Es kann da
her auf die Festsetzung von Versorgungseinrichtungen in dem neuen Baugebiet, das sich in direkte
Randlage Ortsrandlage befindet, verzichtet werden. Um den Charakter des angestrebten Einfamili-
enhausgebietes zu wahren, wird es für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen im Plange-
biet auf maximal 2 je Wohngebäude zu beschränken. In Anpassung an die vorhandene Bebauung
ist die Festsetzung getroffen worden, dass nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zulässig sind. Das Maß 
der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die Struktur und Bebauungsdichte der angrenzenden Be-
bauung auf. Die Baugrenzen werden großzügig gefasst und Festsetzungen in Bezug auf Stellung 
der Anlagen zugunsten gestalterischer Freiheit nicht getroffen. Für das Baugebiet gilt die textliche
Festsetzung, dass Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche errichtet werden dürfen. Das Straßenbild wird gerade durch die grünen Vorgärten po-
sitiv unterstützt und beeinflusst somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind so großzügig zuge-
schnitten, dass die Einschränkung zumutbar ist. 
Der vorhandenen Ortsstruktur entsprechend sowi
nahen Siedlungsraum ist für den Bereich der Ortserweiterung eine offene, eingeschossige Bauweise
festgesetzt. 
 
W
dem Ziel Rechnung, hier am Ortsrand vorrangig eine Wohnnutzung zu ermöglichen. 
 

4  

as Plangebiet ist über die Straße „Im Kleinen Feld“ zu erreichen. Dieser Feldweg wird zum größ-

r 

ie innere Erschließung des Plangebietes erfolgt über zwei Ringstraßen, die geschwungen über das 

n-

f 
r-

 
D
ten Teil als Wohnstraße ausgebaut, um die Erschließung des Neubaugebietes zu sichern. Beim 
verbleibenden Stück, das sich in der südwestlichen Ecke des Geltungsbereiches befindet, wird de
Ausbauzustand sowie die Nutzung (Zufahrt der landwirtschaftlichen Fahrzeuge) beibehalten.  
 
D
Baugebiet geführt werden. Davon ausgehend zweigt im nord-östlichen Bereich ein Stichweg ab. 
Die Wohnstraßen sollen in einer Breite von 5,50 m als Mischfläche ausgebaut werden. Der gepla
te Stichweg wird in einer Breite von 4,00 m ausgebaut. Als Material für den Straßenausbau im 
Plangebiet ist Betonsteinpflaster vorgesehen. Der verschwenkte und abknickende Straßenverlau
soll der Verkehrsberuhigung dienen. Andererseits kann damit gleichzeitig eine stadtgestalterisch e
wünschte Gliederung des Baugebietes erreicht werden. 
 
 

  ... 
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Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Ausweisung von Parkplätzen im öffentlichen 
Straßenraum Rechnung getragen (entlang der Straße „Im Kleinen Felde“). Um eine ökonomisch 
sinnvolle Pflege dieser Parkplätze mit entsprechenden Maschinen zu ermöglichen, sind diese in 
Zweierblocks vorgesehen. 
 
Die erforderlichen Einstellplätze sind auf den Privatgrundstücken herzurichten. 
Die Hinterlieger sowie Anlieger von dem 4,00 m breiten Stichweg müssen die Mülltonnen bzw. den 
Sperrmüll am Tag der Abfuhr an der nächsten Erschließungsstraße bereitstellen. 
 
 

4.3 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
 
Entlang der nördlichen und innerhalb der geplanten Ortsrandeingrünung ist ein Weg vorgesehen, 
der als Zufahrt der Pflegefahrzeuge zur Wallanlage und als Spazierweg dient. Um eine entspre-
chende Vernetzung dieses Weges mit den öffentlichen Straßen innerhalb des Neubaugebietes zu 
erreichen, sind die Verbindungsstücke als Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung Fuß- und 
Radweg sowie Zufahrt der Pflegefahrzeuge geplant worden. 
 
Die bereits unter Punkt 4.3 beschriebenen Ringstraßen innerhalb des Neubaugebietes werden 
durch eine attraktive Platzsituation miteinander verbunden.  
Auf der Platzsituation ist im öffentlichen Straßenraum ein großkroniger, standortgerechter und 
heimischer Laubbaum anzupflanzen. Der Standort ist im Bebauungsplan festgesetzt. Mit dieser 
Anpflanzung in der Platzsituation wird eine Aufenthaltsqualität des Platzes geschaffen, um das 
kommunikative Miteinander der Bewohner zu fördern. Um dieses Planungsziel zu erreichen, ist die-
ser Straßenabschnitt als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Platzsituation“ planungsrecht-
lich gesichert. 
 
Zur Sicherung der Löschwasserversorgung ist der Bau einer Löschwasserzisterne erforderlich. Diese 
wird innerhalb der Platzsituation eingebaut. 
 
 

4.4 Entwässerung 
 
Die innere Erschließung des Baugebietes wird im Trennentwässerungsverfahren durchgeführt. 
 
Eine durchgeführte Bodenuntersuchung zeigt im Bereich des geplanten Neubaugebietes eine 
schlechte Versickerungsfähigkeit des anstehenden Bodens (Mergel). Unter dieser Voraussetzung 
muss das gesamte Niederschlagswasser der öffentlichen Kanalisation zugeführt werden. Um das 
Niederschlagswasser bei starkem Regen zwischenspeichern zu können und nur gedrosselt der Kana-
lisation zuzuführen, ist in der Nord-Ost-Ecke des Plangebietes ein Regenrückhaltebecken vorgese-
hen. Nach genauerer Betrachtung der hydraulischen und topographischen Verhältnisse ist ein An-
schluss des vorhandenen Grabens nicht möglich. Außerdem lässt die Topographie einen Anschluss 
der Ableitung aus der Regenrückhaltefläche an den Graben ebenfalls nicht zu. Die Regenwasserab-
leitung aus dem Erschließungsgebiet muss daher aus o.g. Gründen von der Regenrückhaltefläche 
im äußersten Nordosten über eine Drosselleitung DN 200 Beton, die den Graben ebenfalls unter-
quert und über das Schulgrundstück zum Anschluss an den Schacht Nr. 7997D556 führt, erfolgen. 
 
Das Schmutzwasser soll in den Schacht 7997D151 (Kreuzungsbereich „Pechschwarte“ / „Im Kni-
cke“) eingeleitet werden. Um diesen Anschluss ermöglichen zu können, ist es notwendig, den 
Schmutzwasserkanal auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzende Grundstück, auf dem sich 
eine Schule befindet, zu verlegen. Die Grabenparzelle wird dabei auf Höhe der süd-westlichen Ecke 
des Schulgebäudes gekreuzt. 
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4.5 Versorgung 
 
Die Versorgung des Neubaugebietes mit Trinkwasser, Gas und Elektrizität ist durch den Ausbau 
bzw. die Erweiterung der sich im Straßenraum befindlichen Versorgungsleitungen möglich. 
 
An der Straße „Im Kleinen Feld“ ist in Abstimmung mit den Stadtwerken Peine GmbH eine Trafo-
Station festgesetzt worden. Diese Trafostation ist zur Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität 
erforderlich.  
 
 

4.6 Private Grünfläche 
 
Um die Straßenräume einzufassen, sind entlang der Wohnstraßen kleinkronige, heimische und 
standortgerechte Einzelbäume auf den Privatgrundstücken vorgesehen. Die Standorte der Bäume 
sind im Bebauungsplan festgesetzt.  
 
Es handelt sich dabei um eine ungefähre Standortangabe, die im Einzelfall geringfügig verschoben 
werden kann. Diese Bäume sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und zu erhalten. Bei einem 
Abgang der Pflanzen sind sie durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen.  
 
 

4.7 Öffentliche Grünfläche 
 
Entlang der westlichen Grenze des Plangeltungsbereiches ist ein verschwenkt geführter Pflegeweg 
in Einfachbauweise in 3 Meter Breite, eingebetet in einem 15 Meter breiten begrünten Ortsrand, 
vorgesehen. Die Anordnung und die Dimensionierung des Ortsrandes soll den Übergang zwischen 
der Ortslage und der offenen Landschaft gestalten. Zum anderen soll ein solcher Ortsrand attrakti-
ve wohnungsnahe Erholungsmöglichkeiten (Spazierengehen) bieten und damit gleichzeitig einer 
stärkeren Inanspruchnahme ökologisch wertvoller Gebiete durch die Bevölkerung entgegenwirken. 
Außerdem leistet dieser Grünstreifen einen ökologischen Beitrag zum Ausgleich durch die Bebau-
ung. Ebenfalls als öffentliche Grünfläche ist die nördliche Seite der Wallanlage und der anschlie-
ßende Weg ausgewiesen. Durch die Anbindung des Pflegeweges an die öffentliche Verkehrsfläche 
im nordöstlichen und zweimal im westlichen Plangeltungsbereich ist eine gute Vernetzung der fuß-
läufigen Bereiche erreicht worden. 
 
Im Bereich der Regenrückhaltefläche wird eine zusätzliche fußläufige Verbindung über die Graben-
parzelle hin auf das Schulgelände ausgebaut. Schulkindern soll so ein verkürzter Schulweg ermög-
licht werden. 

 
 
4.8 Wasserfläche 

 
Entlang der nördlichen Grenze innerhalb des Planbereiches verläuft ein Graben. Es handelt sich 
dabei um ein naturfern ausgebautes Fließgewässer, das in dem betroffenen Abschnitt einen gerad-
linigen Verlauf sowie gerade und steile Ufer aufweist. Eine entsprechende Ausweisung als „Wasser-
fläche“ sichert diesen Graben planungsrechtlich ab. 
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4.9 Lärmschutz 
 
Die Gesellschaft für Umweltschutz TÜV Nord GmbH hat für das Baugebiet die Lärmimmissionen, 
ausgehend von der vorhandenen Sportanlage, berechnet. Dabei wurde die Gesamtanlage ein-
schließlich einer Teilnutzung als Festplatz berücksichtigt. Durch die Nutzung aller Spielfelder und 
der Nebenanlagen werden Immissionsschallpegel die in dem beabsichtigten Plangebiet bei freier 
Schallausbreitung als Beurteilungspegel – außerhalb der Ruhezeiten – die Immissionsrichtwerte für 
ein allgemeines Wohngebiet von 55 dB (A) nahezu einhalten bzw. geringfügig um bis zu gerunde-
ten 3 dB (A) überschreiten. Diese geringfügige Überschreitung ist tolerierbar, da eine vollständige 
und gleichzeitige Nutzung aller Spielfelder nur sehr selten zu erwarten ist. Während der Ruhezeiten 
von 20:00 bis 22:00 Uhr wird der Immissionsrichtwert von 50 dB (A) bei der zugrunde gelegten 
Nutzung stets unterschritten. Während der Ruhezeiten von 13:00 bis 15:00 Uhr an Sonn- und Fei-
ertagen wird der Immissionsrichtwert von 50 dB (A) jedoch bis zu 11 dB (A) überschritten. Diese 
Ermittlung der im Neubaugebiet zu erwartenden Immissionsschallpegel, die durch die Nutzung der 
einzelnen Sportanlagen und Nebenanlagen verursacht werden, wurde bei freier Schallausbreitung, 
also ohne eine Wallanlage, ermittelt. Um eine notwendige Minderung der Immissionsrichtwerte zu 
erreichen, werden seitens des Gutachters zwei Möglichkeiten vorgeschlagen. Zum einen könnte der 
Betreiber der Sportanlage auf die Nutzung des Spielfeldes einschließlich der Lautsprechanlage 
während der o.g. Ruhezeiten verzichten oder es müsste zwischen der Sportanlage und der beabsich-
tigten Wohnnutzung ein Schallschutzhindernis errichtet werden. 
Da auf diese Nutzung seitens des Betreibers der Sportanlagen in den Ruhezeit nicht verzichtet wer-
den kann, ist es somit erforderlich, zwischen der Sportanlage und der beabsichtigten Wohnnutzung 
einen 5,5 m hohen Schallschutzwall zu errichten. Unter diesen Voraussetzungen wird der an Sonn- 
und Feiertagen für die Ruhezeit heranzuziehende Immissionsrichtwert von 50 dB (A) im gesamten 
Plangebiet stets eingehalten. Damit unterschreiten auch die in der Ruhezeit von 20:00 bis 22:00 
Uhr an Werktagen verursachten Immissionsschallpegel den heranzuziehenden Immissionsrichtwert 
von 50 dB (A) im gesamten Plangebiet. 
 

 
5.0 Örtliche Bauvorschrift 
 

Nach § 1 (5), 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen „die Erhaltung, Erneuerung und 
Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes“ zu 
berücksichtigen.  
 
Gemäß § 56 (1) Nrn. 1 und 4 NBauO wird daher im Geltungsbereich des Bebauungsplanes das 
Verlegen oberirdischer Freileitungen für nicht zulässig erklärt. Der visuelle Eindruck einer zeitgemä-
ßen, typisch dörflichen Bebauung soll durch optisch störende Freileitungen nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
Aus diesen genannten, besonderen städtebaulichen Gründen wird die Örtliche Bauvorschrift fest-
gesetzt. 
 
Ordnungswidrig gemäß § 91 (3) NBauO handelt, wer dieser örtlichen Bauvorschrift vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,- € ge-
mäß § 91 (5) NBauO geahndet werden. 
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6.0 Umweltbelange 
 

6.1 Überprüfung der UVP-Pflicht 
 
Die Rechtsgrundlage zur Beurteilung der Frage, welche Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung bzw. -Vorprüfung zu unterziehen sind, findet sich im Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG). Dieses Gesetz wurde geändert. Aufgrund der Neuregelung besteht die Pflicht, eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen, wenn die Merkmale, Größen- oder Leistungs-
werte, die in der Anlage zum Gesetz tabellarisch aufgelistet sind, erfüllt werden. 
In diesem Fall sind die Prüf- und Grenzwerte der Nr. 18.7 von mehr als 100.000 m² zulässiger 
Grundfläche zur Durchführung einer UVP und von 20.000 m² bis 100.000 m² zur Durchführung 
einer Vorprüfung maßgeblich. Diese Prüf- oder Größenwerte werden durch die vorliegende Planung 
(errechnete höchstzulässige Grundfläche von rd. 18.040 m²) nicht erreicht. Außerdem wird hierbei 
kein Vorhaben nach Nr. 1 –17 oder Nr. 19 der Anlage zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UPVG) vorbereitet. Eine Vorprüfung oder Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG 
ist daher nicht erforderlich und wird nicht durchgeführt. 
 
 

6.2 Eingriffsregelung 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwen-
dung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 
und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsarchitekten + Umweltpla-
nung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
 

 
6.2.1 Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften/Biotoptypen  

Im
stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes bezüglich Arten - und Lebensgemein-
schaften. Es handelt sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der Wertstufe 3, naturferne 
Biotoptypen, zuzuordnen sind. Des Weiteren befindet sich entlang des Feldweges „Im kleinen Feld“ 
eine Baumreihe, der im Landschaftsplan der Stadt Peine eine vernetzende Funktion zugesprochen 
wird.  
 
W
 
D
 
D
Auch die vorhandene Baumreihe wird durch entsprechende Erhaltungsfestsetzungen geschützt und 
somit erhalten. 
Es entstehen som
derlich. 
 
V
Nachher: Wertstufe 3 
 
B
  Karte Nr. 13 (Arten - und Lebensg
  Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildscho

 Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches dargestellt als Fläche mit 

iesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. 

as Vorkommen gefährdeter Arten kann in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 

urch die Bebauung ändert sich die Einordnung der derzeitigen Ackerfläche in Wertstufe 3 nicht. 

it keine erheblichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erfor-

orher:  Wertstufe 3 

ezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
emeinschaften)  

ngebiete) 
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6.2.2 Einstufung von Biotoptypen nach Naturnähe 
 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit wechselnder 
Fruchtfolge. In Bezug auf das Bewertungskriterium „Naturnähe“ sind diese Flächen als naturferne 
Biotoptypen der Wertstufe 3, von geringer Bedeutung, zuzuordnen. 
 
Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 für das Bauge-
biet nicht. Es handelt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp mit technisch-baulich geprägten 
und genutzten Flächen als Siedlungsflächen. 
 
Mit der Ortsrandeingrünung, der Wallbepflanzung und der Bepflanzung der Regenrückhaltefläche 
entstehen bedingt naturferne bis halbnatürliche Biotoptypen. Mit der Ortsrandeingrünung und 
Wallbepflanzung entstehen artenreiche, extensiv gepflegte Gehölzbestände und Wallhecken aus 
einheimischen Arten. In Randbereichen und der Regenrückhaltefläche entstehen Ruderalflächen 
und seggenreiches Grünland auf von wasserwirtschaftlicher Nutzung geprägten Flächen mit aller-
dings stärker veränderten Standortverhältnissen. Die Naturnähe dieser Biotoptypen ist in Wertstufe 
2 einzuordnen. 
 
Für den größten Teil des Bebauungsplangebietes ist keine Kompensation erforderlich, da sich die 
Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. Die Maßnahmen auf den öffentlichen Grünflächen 
verbessern die Situation, ermöglichen die Einordnung in Wertstufe 2 und können zum Ausgleich 
von Eingriffen herangezogen werden. 
 
Eine Kompensation des Eingriffs bezüglich des Kriteriums „Naturnähe“ ist nicht erforderlich, da sich 
die Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Baugebiete (netto) Wertstufe 3  ca. 40.090 m² 
  Verkehrsflächen   Wertstufe 3  ca.   6.530 m² 
  Straßenbegleitgrün Wertstufe 2  ca.   1.680 m² 
  _________________________________________________ 
  Keine Änderung der Wertstufe   ca. 48.300 m² 
 
  Ortsrandeingrünung    ca.   3.150 m² 
  Wallbepflanzung    ca.   3.410 m² 
  Regenrückhaltung    ca.      890 m² 
  _________________________________________________ 
  Aufwertung um eine Wertstufe   ca    7.450 m² 
 
 
Bezug:   Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 13 (Arten - und Lebensgemeinschaften) 
  Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 

 
 
6.2.3 Schutzgut Boden 

 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. Durch die in-
tensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewertungskriteriums Natürlich-
keitsgrad in Wertstufe 2, von allgemeiner Bedeutung, vorzunehmen. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einteilung in die Wertstufe 2 nicht. Als Ausnahme gelten die 
versiegelten Flächen, die nunmehr der Wertstufe 3 zuzuordnen sind. 
 

  ... 
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Berechnung der versiegelten Fläche: 
 
Verkehrsfläche        ca.   6.530 m² 
Baugebiet (netto) bei GRZ = 0,3 zuzüglich Garage (0,45)   ca. 18.040 m² 
         ========== 
         ca. 24.570 m² 
 
 
Ermittlung der auszugleichenden Fläche:  ca. 24.570 m² x 0,3 =  ca. 7.370 m² 
 
Es ergibt sich somit eine auszugleichende Fläche von ca. 7.370 m² für die maximale Bebauung des 
Plangebietes. 
 
Im Plangebiet sind zwar Bäume (entlang des derzeitigen Feldweges) mit Erhaltungsfestsetzungen 
festgesetzt. Diese erfahren jedoch keine Aufwertung und können daher nicht als Ausgleichsfläche 
angesehen werden. 
 
Die Eingriffe durch den Bau der Wallanlage und der Regenrückhaltefläche stellen zwar Eingriffe in 
das Schutzgut Boden dar, ändern dort aber die Einstufung in Wertstufe 2 nicht. Da sie aber hin-
sichtlich der Naturnähe des Biotoptyps eine Aufwertung erfahren, wurden diese Flächen zum Aus-
gleich herangezogen wie auch die Ortsrandeingrünung. 
 
Als Kompensationsmaßnahme erfolgt die Anpflanzung von standortgerechten Gehölzen auf ca. 
7.450 m² öffentlicher Grünfläche (Ortsrandeingrünung, Wallbepflanzung und Regenrückhaltung) 
mit Pflanzbindung. Zuzüglich werden im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen 12 kleinkronige 
Laubbäume inklusive der dazugehörigen straßenbegleitenden Grünstreifen festgesetzt. Durch diese 
Festsetzung wird ein zusätzlicher Ausgleich von ca. 720 m² geschaffen. 
Des Weiteren werden im Bebauungsplan Nr. 9 „Westlich Pechschwarte“, Rosenthal, 51 kleinkronige 
Laubbäume auf den Privatgrundstücken festgesetzt. Ein angepflanzter Laubbaum gleicht die ver-
siegelte Fläche von ca. 60 m² aus. Dadurch werden weitere 3.060 m² Kompensationsfläche ge-
schaffen. Durch die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen ergibt sich eine Überkompensation des 
Eingriffs von ca. 3.860 m², die anderen Bebauungsplänen zugeordnet werden kann. Im Kompensa-
tionskataster der Stadt Peine wird diese Fläche erfasst. 
 
Damit ist der Eingriff der Versiegelung kompensiert. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 (mit Ausnahme der real versiegelten Flächen) 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 

Karte Nr. 1 (Geologie) 
 Karte Nr. 3 (Boden) 
 Karte Nr. 18 (Boden II) 

 
 
6.2.4 Schutzgut Wasser/Grundwasser 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist das Plangebiet dargestellt als Fläche mit einer einge-
schränkten bis stark eingeschränkten Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt 
Grundwasser. 
 
 

  ... 
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Für das Plangebiet ist eine mittlere Grundwasserneubildungsrate prognostiziert. 
 

Das Schutzgut Grundwasser ist in Bezug auf Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2, von allgemeiner 
Bedeutung, zuzuordnen. Diese Einstufung ändert sich nach Beendigung der Ausbaumaßnahme 
nicht, da der Versiegelungsgrad weniger als 50 % beträgt. Es ist daher keine Kompensation erfor-
derlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2  
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 15 (Grundwasser) 

 
6.2.5 Schutzgut Luft  

D
klima dar. 
 
D
Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das Schutzgut Luft von Bedeutung. Da 
durch die Bebauung keine erheblichen Beeinträchtigungen entstehen, ist keine Kompensation er-
forderlich. 
 
V

er Landschaftsplan der Stadt Peine stellt für das Plangebiet ein mäßig eingeschränktes Freiraum-

ie Zuordnung des Schutzgutes Luft für das Bewertungskriterium „Natürlichkeitsgrad“ erfolgt in 

orher:  Wertstufe 2 

ezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
 

 

.2.6 Schutzgut Landschaftsbild

Nachher: Wertstufe 2  
 
B
  Karte Nr. 19 (Klima/Lufthygiene)

 
6  

ieser Bereich weist nur eine geringe Bedeutung in Bezug auf eine naturraumtypische Vielfalt und 

ach dem Eingriff durch die Bebauung verbleibt dieser Bereich in derselben Wertstufe. Es entsteht 

ie Anlage der öffentlichen Grünflächen am westlichen Siedlungsrand dient einerseits als Kom-
e 

orher:  Wertstufe 3 

ezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 

sgesamt ist ein Ausgleich lediglich für das Schutzgut Boden in der Größe von ca. 7.370 m² zu 

 
D
Eigenart auf, die Einstufung erfolgt in Wertstufe 3. 
 
N
dort ein dörflicher Siedlungsrand. Da keine erheblichen Beeinträchtigungen auftreten, ist auch kei-
ne Kompensation erforderlich. 
 
D
pensationsmaßnahme für das Schutzgut Boden und andererseits als Eingrünung der Ortsrandlag
zur freien Landschaft. 
 
V
Nachher: Wertstufe 3 
 
B
  Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 
 
In
schaffen. 
 
 

  ... 
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Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur 
weiteren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren ei-
genverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Diese Beiträge können sein: 

 
 teilweise Verwertung und Rückhaltung des anfallenden Oberflächenwassers auf den 

Grundstücken, 
 begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und so-

mit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten, 
 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen. 
 Bebauung in ökologischer Bauweise 

 
 
7.0 Planungsstatistik  

G
 
G
 
V
 

röße des Plangebietes      ca. 56.570 m² 

röße der Baugebiete      ca. 40.090 m² 

erkehrsflächen       ca.   6.530 m² 

Öffentliche Grünfläche gesamt     ca.   9.130 m² 
50 m² 

 
Wasserfläche       ca.      820 m² 

eplant sind 55 Einzelhäuser    55 Wohneinheiten 

nter Zugrundelegung von 2,1 Personen je Wohneinheit (EW/WE) können 151 Personen im Plan-

 

.0 Kostenschätzung

Ortsrandeingrünung      ca.   3.1
Straßenbegleitgrün      ca.   1.680 m² 
Wallanlage / Weg      ca.   3.410 m² 
Regenrückhaltung      ca.      890 m² 

 
 
G
30 % Einliegerwohnungen    17 Wohneinheiten 
       ============= 
Summe der Wohneinheiten    72 Wohneinheiten 
 
U
gebiet wohnen. 

 
8  

stehen durch die geplante Maßnahme Kosten in Höhe von ca. 855.000 €. Es 
erden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechtes erhoben. 

 

.0 Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen

 
Der Stadt Peine ent
w
 

 
9  

en sowie die Stellungnahmen der Verwaltung 
ierzu ist der Begründung als Anlage 1 beigefügt. 

 
Die Zusammenstellung der vorgebrachten Anregung
h
 
 

  ... 
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10.0 Verfahrensablauf 
 
Die Grundzüge der Planung wurden im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung vom 
16.09.2002 bis zum 30.09.2002 bekannt gemacht. 
 
Die Träger Öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 21.01.2003 und 11.04.2003 an der 
Planung beteiligt.  

 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 9 „Westlich Pechschwarte“ 
– Rosenthal -, der Örtlichen Bauvorschrift und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 17.04.2003 bis 16.05.2003 (einschließlich) öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Bebauungsplan und der 
Örtlichen Bauvorschrift in seiner Sitzung am 19.06.2003 als Satzung beschlossen. 

 
 
 

Peine, den 28.08.2003 
Der Bürgermeister 

In Vertretung 
 
 
     gez. Hans-Jürgen Tarrey 
 

(Hans-Jürgen Tarrey) 
Stadtbaurat 
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